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Flüchtlingsdrama: Beeindruckendes  
Engagement der Landespolizei

Börner: Unterstützung für die Verwaltung kann nur vorübergehend sein

Kiel/tgr – Mit Verständnis, aber 
auch mahnenden Worten und Kritik 
hat der GdP-Landesvorsitzende Man-
fred Börner auf die aktuelle Unter-
stützung der Landespolizei für die 
Verwaltung bei der Bewältigung der 
Flüchtlings- und Asylbewerbersitua-
tion reagiert. „In dieser außerge-
wöhnlichen Situation sind alle Res-
sourcen zu nutzen. Das Verständnis, 
dass geholfen werden muss, ist in der 
Landespolizei vorhanden“, so Börner.  
Der GdP-Landeschef attestierte der 
Landespolizei ein beeindruckendes 
Engagement. Die Polizei, ob Voll-
zugs-, Verwaltungsbeamte oder Tarif-
beschäftigte, beweist abermals, dass 
man sich jederzeit auf sie verlassen 
kann. „Aber der Personalkörper ist 
auf Kante genäht. Deshalb kann die-
se Unterstützung nicht auf Dauer an-
gelegt sein, zu groß sind die originä-
ren Aufgaben der Polizei“, ergänzte 
Manfred Börner. Gegenüber der Pres-
se wies der GdP-Landesvorsitzende 
gleichermaßen nachdrücklich wie be-
sorgt auf die besondere Personal- und 
Belastungssituation der Landespoli-
zei hin, nachdem Innenminister Ste-
fan Studt im Innen- und Rechtsaus-
schuss zu den neuen Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Asyl- und 
Flüchtlingsentwicklung Rede und 
Antwort gestanden hatte. 

Der Aufgabenzettel der Polizei sei 
schon vorher lang gewesen: Steigende 
Einbruchszahlen, schlechte Aufklä-
rungsquote und steigende Zahlen von 
Verkehrsunfallopfern. Geschlossene 
Einsätze in Schleswig-Holstein und 
anderen Bundesländern kämen hinzu. 
Die Aufzählung ließe sich fortsetzen, 
unterstrich Börner. „Seit Jahren kriti-
siert die GdP nachvollziehbar die zu 
kurze Personaldecke in der Landespo-
lizei“, rief Börner in Erinnerung. Wäh-
rend der von den Regierungsfraktio-
nen beschlossene Personalabbau noch 
im Raum stehe und gleichzeitig nicht 
besetzte Stellen der strategischen Lü-

cke unbesetzt 
bleiben sollen, 
kämen immer 
neue Aufgaben 
für die Landespo-
lizei hinzu. „Jetzt 
rächt sich die Ein-
stellungspolitik 
der Vorjahre. Die 
Polizei hat keine 
Reservebank, von 
der zusätzliches 
Personal einfach 
abgerufen wer-
den kann. Zu-
sätzliche Aufga-
ben reißen Lö-
cher an anderen 
Stellen“, so  der 
GdP-Vorsitzende. 
Vor diesem Hin-
tergrund sei die 
Aussage des Vi-
ze-Landespolizei-
direktors Joachim 
Gutt, dass die Si-
cherheit der 
Flüchtlinge und 
der Bevölkerung 
angesichts dieser 
Situation sichergestellt werde, schon 
sehr „mutig“, auch wenn es an der Be-
reitschaft der Kolleginnen und Kolle-
gen nie gemangelt habe und niemals 
mangeln werde, so Manfred Börner 
weiter. Das lasse das Berufsethos der 
Kolleginnen und Kollegen schon nicht 
zu. Es sei immer wieder bemerkens-
wert, mit welch großer Motivation die-
se trotz außergewöhnlicher Aufgaben-
vielfalt und -fülle bei schwierigen und 
unbefriedigenden Rahmenbedingun-
gen noch immer ihren Dienst wahr-
nehmen. Und Börner weiter: Die GdP 
habe nicht vor, „auf dem Rücken der 
Flüchtlinge“ Personalforderungen für 
die Landespolizei zu stellen.

„Dennoch erwarten wir spätestens 
jetzt, dass den politisch Verantwortli-
chen endlich ein Licht aufgeht und be-

reits im kommenden Jahr deutlich 
mehr Polizisten als geplant eingestellt 
werden“, so der Landesvorsitzende. 
Dabei verwies Börner an den Wortlaut 
des vor den Sommerferien gefassten 
Landesbeschlusses, wonach zusätzli-
che Aufgaben für die Landespolizei 
nur mit mehr Personal zu leisten seien. 
Dieser Beschluss ermögliche dem In-
nenminister nun endlich, über die 
„normale“ Ersatzplanung hinaus mehr 
Beschäftigte bei der Polizei einzustel-
len. Der Innenminister darf an dieser 
Stelle weder zaudern noch zögern. 

Leider würden die Polizeibeschäf-
tigten auch nicht den verdienten 
Lohn ihres besonderen Engagements 
erhalten. Vielmehr sei sogar die im 

Fortsetzung auf Seite 2

Vertrauen: Hand in Hand mit einem Polizisten schlendert ein Flüchtlings-
kind über das Gelände der Erstaufnahmeeinrichtung in Neumünster.
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Ländervergleich längste Wochenar-
beitszeit der Beamten  bereits erhöht 
und die Lebensarbeitszeit heraufge-
setzt worden, was jedoch zudem nicht 
dazu geführt habe, die personellen 
Notlagen ansatzweise auszugleichen.

Unterstützung für die gewerk-
schaftlichen Forderungen erhielt der 
GdP-Vorsitzende von Dr. Axel Bern-
stein, dem Innenpolitischen Sprecher 
der CDU-Landtagsfraktion. „Es ist 
völlig klar, dass auf unsere Polizei 
durch die steigenden Flüchtlingszah-
len auf Jahre hinaus zusätzliche Auf-
gaben zu kommen – an erster Stelle 
durch die Betreuung der zentralen 
Aufnahmeeinrichtungen“, zeigte sich 
Bernstein realistisch. Auch er erinner-
te die Regierung von SPD, Grünen und 
SSW an ihre Zusage, für zusätzliche 

Aufgaben auch zusätzliches Personal 
zur Verfügung zu stellen. Nun werde 
in großer Zahl zusätzliches Personal für 
die Betreuung der Flüchtlinge benötigt, 
jedoch ganz offensichtlich aus dem nor-
malen Polizeidienst abgezogen, so der 
CDU-Politiker, der gleichzeitig kritisier-
te, dass sogar am beschlossenen Abbau 
der Polizeistellen festgehalten werde. 
„Der Abbau ist verantwortungslos und 
muss vom Tisch. Angesichts der Zahl 
der für die Flüchtlingsbetreuung benö-
tigten Beamten und der absehbaren 
Dauer dieser Aufgabe ist völlig klar, 
dass dies massive Auswirkungen auf 
die Sicherheitslage haben wird“, be-
gründete Bernstein seine Forderung. In 
die gleiche Kerbe schlug Dr. Ekkehard 
Klug. Die Überbeanspruchung der Lan-
despolizei fordere nun eine Umkehr. 
Die Stellenabbaupläne bei der Polizei 
müssten unverzüglich ad acta gelegt 
werden. Zum kommenden Jahr brau-
che Schleswig-Holstein einen dreistelli-
gen Zuwachs bei den Ausbildungsstel-
len. „Die Devise muss lauten: ‚Heute 
mehr ausbilden, damit wir in drei Jah-
ren mehr Polizeikräfte zur Verfügung 
haben“, sagte der FDP-Abgeordnete. 

Er halte es für sinnvoll, in Neu-
münster – also in zentraler Lage – in 
drei Jahren mindestens eine, am bes-
ten zwei neue Einsatzhundertschaf-
ten aufzubauen, ergänzte Klug. „Die 
um sich greifende Tendenz vieler 
Bundesländer, bei Einsätzen in ande-

ren Ländern Zurückhaltung zu üben, 
bedeutet für uns, dass wir schwerwie-
gende Problemlagen künftig aus ei-
gener Kraft bewältigen müssen. Da-
für braucht Schleswig-Holstein eine 
schlagkräftige Polizeitruppe, die 
rasch landesweit einsetzbar ist“, er-
klärte der Freidemokrat.  

Simone Lange, die Polizeipolitische 
Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion, 
dagegen zeigte sich aus Sicht der Lan-
desregierung zufrieden. „Wir begrüßen 
die Entscheidung, der Einrichtung ei-
ner besonderen Aufbauorganisation 
(BAO) innerhalb der Landespolizei, um 
die vielen Aufgaben, die durch den An-
stieg der Flüchtlingszahlen entstehen, 
zu bewältigen. Dass diese neuen Auf-
gaben zusätzliches Personal erfordern, 
haben wir durch unseren Landtagsbe-
schluss im Juni bereits deutlich ge-
macht und eingefordert“, sagte die 
SPD-Politikerin. Die Landesregierung 
habe deshalb bereits zum  1. 8. 2015 
mehr Auszubildende eingestellt als vor-
gesehen. Mit ihrem großartigen Enga-
gement leisteten die Polizeibeamtinnen 
und -beamten einen unverzichtbaren 
Beitrag zu der in Schleswig-Holstein 
gelebten Willkommenskultur. Nun 
müsse es das Ziel sein, die Polizeibeam-
tinnen und -beamten möglichst von 
Verwaltungsaufgaben zu entlasten. 
„Aber auch das wurde seitens des Mi-
nisteriums zugesagt“, stellte Lange 
klar.  Thomas Gründemann

Im vergangenen Jahr hat der Euro-
päische Gerichtshof (EuGH) ein viel 
beachtetes Urteil gefällt. Danach ver-
fallen die Urlaubsansprüche von Ar-
beitnehmern nach deren Tod nicht, 
sondern können übertragen oder ver-
erbt werden. Die EuGH-Richter stell-
ten klar, dass nationale Gesetze, wo-
nach der Urlaubsanspruch verfällt, 
nicht mit Europäischem Recht verein-
bar seien. Auch wer wegen einer 
schweren Krankheit gar keinen Ur-
laub nehmen könne, habe bei Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses ein 
Recht auf eine Vergütung. Die gesetz-
lichen KranIm vergangenen Jahr hat 
der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
ein viel beachtetes Urteil gefällt. Da-
nach verfallen die Urlaubsansprüche 
von Arbeitnehmern nach deren Tod 
nicht, sondern können übertragen 

oder vererbt werden. Die EuGH-Rich-
ter stellten klar, dass nationale Geset-
ze, wonach der Urlaubsanspruch ver-
fällt, nicht mit Europäischem Recht 
vereinbar seien. Auch wer wegen ei-
ner schweren Krankheit gar keinen 
Urlaub nehmen könne, habe bei Be-
endigung des Arbeitsverhältnisses ein 
Recht auf eine Vergütung. Die gesetz-
lichen Krankenkassen vertraten dar-
aufhin die Auffassung, dass diese Ur-
laubsabgeltungen dem Beschäfti- 
gungsverhältnis zugeordnet werden 
müssen und somit der Beitragspflicht 
unterlägen. Doch da das Bundesar-
beitsgericht das EuGH-Urteil bislang 
nicht bestätigt hat, bleibt es zunächst 
bei der bisherigen Beurteilung. Diese 
sieht keine Beitragspflicht vor. 

Quelle: NAHDRAN 2/2015

Urlaubsanspruch nach dem Tod 
– Auszahlung bleibt zunächst beitragsfrei –
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Schlimbach geht – Tobies kommt
Wechsel in der Funktion des Persönlichen Referenten des Innenministers

Kiel/tgr - Silke Tobies heißt die neue 
Persönliche Referentin von Innenminis-
ter Stefan Studt. Die 43-Jährige tritt offi-
ziell ab 1. Oktober die Nachfolge von Kai 
Schlimbach an. Ein Novum: Die Polizei-
rätin ist die erste Frau in dieser Funktion 
an der Seite eines Innenministers. 

Mit  großem Respekt vor der neuen 
Aufgabe hat Tobies ihr Amt angetreten. 
„Ich freue mich aber darüber, dass man 
mich gefragt hat, diese Funktion zu 
übernehmen“, so Silke Tobies. Sie kön-
ne hier ihren persönlichen und dienstli-
chen Horizont auf neue Art erweitern 
und werde nicht nur die polizeitypi-
schen Themen bewegen. „Nach 26 Jah-
ren Tätigkeit im Polizeidienst ermög-
licht mir diese Funktion einen veränder-
ten Blick auf die Landespolizei – nämlich 
aus der politischen Perspektive und im 
Gesamtzusammenhang mit anderen 
Teilen der Verwaltung“, ergänzt sie. In 
erster Linie freue sie sich über eine viel-
fältige und interessante Aufgabe, insbe-
sondere wenn sie daran denke, dass im 
nächsten Jahr der Wahlkampf bevorste-

he. Und was erwartet sich Tobies von 
dieser neuen Aufgabe?

Viele Themen aus dem Bereich der 
Polizei, der Feuerwehr und des Katas-
trophenschutzes seien ihr in ihren vor-
herigen Funktionen bereits begegnet. 
Gerade die aktuelle Flüchtlingsthema-
tik und die damit verbundenen Heraus-
forderungen zeigten, wie wichtig das 
vernetzte Denken und Handeln sei. 
„Polizei spielt dabei eine Rolle, aber ge-
rade das Zusammenwirken mit anderen 
Bereichen der Verwaltung finde ich in-
teressant. Vielleicht ergeben sich da-
durch auch neue Aspekte, die ich später 
wieder in die Landespolizei mitnehmen 
kann“, meint die Kielerin. Ihre Dienster-
fahrung innerhalb der Landespolizei, 
ihre Kontakte sowie Erfahrungen im Be-
reich „Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit“ würden für die Beratungsfunktion 
des Ministers sicherlich hilfreich sein. 

Silke Tobies startete 1989 als Polizis-
tin im mittleren Dienst, stieg 2003 in den 
gehobenen und 2012 in den höheren 
Polizeivollzugsdienst auf. Zuletzt war 

sie als Leiterin des Leitungsstabes 4 im 
LPA für die Öffentlichkeitsarbeit der 
Landespolizei verantwortlich. Kai 
Schlimbach, der von 2012 bis 2014 als 
Persönlicher Referent vom damaligen 
Innenminister Andreas Breitner und da-
nach von Stefan Studt fungierte, wech-
selt ins Landespolizeiamt. 

Innenminister Studt mit Silke Tobies 
Foto: Thomas Gründemann

Anzeige
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Polizei und Flüchtlinge –  
Eine neue Aufgabe fordert! 

GdP und Personalräte der Polizei informierten sich in der Erstaufnahmeeinrichtung in Neumünster

Neumünster/Kiel – Die Erstaufnah-
meeinrichtung für Flüchtlinge und 
Asylbewerber in Neumünster war 
Ende August Ziel eines Besuchs von  
Kollegen der Landes-GdP, der Örtli-
chen Personalräte aus Neumünster 
und Kiel sowie des Hauptpersonalra-
tes der Polizei. Hintergrund: Einrich-
tung einer Landesunterkunft für 
Flüchtlinge. 

Die Gruppe der GdP- und Perso-
nalratsvertreter hatte sich für den Be-
such entschieden, um sich unmittel-
bar vor Ort über die Situation zu 
informieren und die Erfahrungen der 
Kollegen mit nach Kiel zu nehmen. In 
der Erstaufnahmeeinrichtung schil-
derten die polizeilich Verantwortli-
chen die Lage und stellten ihre Erfah-
rungen der täglichen Arbeit dar: 

Die Einrichtung ist an unserem Be-
suchstag deutlich überbelegt. Sämtli-
che Gebäude sind belegt. Räume für 
Freizeitbeschäftigung gibt es nicht 
mehr. Es muss auf so genannten Feld-
betten, auf Böden ausgelegten Mat-
ratzen oder einfach auf anderen Un-
terlagen geschlafen werden. Men-
schen haben oftmals keine Intim-
sphäre, müssen auf Fluren und Dach-
böden „hausen“. Und täglich errei-
chen neue Flüchtlinge Neumünster 
und müssen irgendwie untergebracht 
werden. Am Besuchstag stand kein 
einziger Schlafplatz mehr zur Verfü-
gung! Diese Situation bereitet Stress 
für alle Seiten, der auch zu Auseinan-
dersetzungen führt. Die Zusammen-
setzung der Flüchtlinge ist zudem 
vielschichtig. Sie kommen aus Syrien, 
Afghanistan, Eritrea, Armenien, dem 
Irak, dem Iran und vielen anderen 
Ländern. Auffällig ist eine hohe An-
zahl von Menschen auch aus dem Ko-
sovo und aus Albanien. Die Asylbe-
werber müssen in den Erstaufnahme-
einrichtungen so lange verweilen, bis 
ihre Identität erfasst ist und die be-
hördlichen Formalitäten von Mitar-
beitern des Bundes- und Landesam-
tes für Ausländerangelegenheiten er-
ledigt sind. Eine gründliche ärztliche 
Untersuchung ist zudem Pflicht. Die 
Polizeistärke vor Ort ist dem aktuel-
len Aufkommen nicht mehr angemes-
sen. Eine Entlastung durch zusätzli-

ches Personal ist 
erforderlich. Zu-
dem ereignen 
sich außerhalb 
der normalen 
Stationsdienst-
zeiten Konflikte, 
die dann von 
dem normalen 
St re i fendiens t 
wahrzunehmen 
sind und diese 
Kräfte binden. 
Gerade in den 
letzten Tagen vor 
unserem Besuch 
gab es häufiger 
polizeiliche Ein-
sätze. Eine klare 
Auswirkung auf 
den „normalen“ 
Streifendienst. Inzwischen erfolgt 
eine Unterstützung durch die Bereit-
schaftspolizei. Diese Kräfte stehen 
dann für andere Anlässe natürlich 

nicht wie gewohnt zur Verfügung. 
Streitereien und Konfliktsituationen 
unter den Flüchtlingen und andere 
Einsatzanlässe sind der Grund für die 
polizeiliche Verstärkung vor Ort. 
Wenn es zu Einsätzen kommt, ist es 
durch die Sprachschwierigkeiten für 
die eingesetzten Polizeibeamten oft 

schwer, die Geschehnisse verbindlich 
aufklären zu können und einen Über-
blick über die Lage zu erhalten. Es ist 
daher dringend erforderlich, rund um 
die Uhr schnell und zuverlässig Dol-
metscher (Sprachvermittler) heran-
ziehen zu können, um Sprachbarrie-
ren zu überwinden, damit Sachver-
halte schnell aufgeklärt und beurteilt 
werden können. Auch das führt zu 
einer schnellen und besseren Lage-
bewältigung. Die GdP-Besucher be-
merkten, dass offenbar nicht alle Be-
reiche des Unterkunftsgeländes aus-
geleuchtet werden können. Hier sa-
hen sie eine mögliche Gefährdung für 
die Einsatzkräfte. Ihrer Ansicht nach 
sollte die Beleuchtung des Geländes 
überprüft und verbessert werden. 
Auch die hohe Anzahl von mit Essen 
zu versorgenden Flüchtlingen ist 
nicht einfach für das Küchenpersonal 
und so kommt es zu langen Schlan-
gen vor der Kantine mit entsprechen-
den Wartezeiten. Bis jeder etwas zu 
essen bekommt, kann es schon ein-
mal ein paar Stunden dauern; bei den 
Wartenden entsteht die Angst, nichts 
mehr zu bekommen. Eine Mitarbeite-
rin des DRK lobte indes die sehr gute 
Zusammenarbeit mit der Polizei in 
der Unterkunft und hob hervor, dass 
es sehr wichtig sei, die Polizei vor Ort 
zu haben. So würden auch die ande-
ren Institutionen davon profitieren 

Auch die Flure werden zur Übernachtung 
genutzt.
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und ihre schwierigen Aufgaben bes-
ser erfüllen können. Die Vernetzung 
und Unterstützung sowie der Aus-
tausch mit Informationen untereinan-
der wurde als sehr positiv, aber auch 
als notwendig bezeichnet. Ein Kolle-
ge ergänzte im Gespräch, die dort 
aufhältigen Asylbewerber hätten 
Vertrauen zur Polizei und würde sich 
nach seiner Einschätzung eine Kon-
fliktsituation ergeben, würden sie 
sich auch vor die auf dem Gelände 
streifenden Beamten stellen. Wir neh-
men aus den Gesprächen mit, dass es 
keine Vermischung der Aufgaben 
zwischen Security und Polizei geben 
darf. Die Arbeitssituation der Polizei 
vor Ort sieht so aus, dass durch die 
Präsenz in der Einrichtung die Ord-
nung und Ruhe gewährleitstet wer-
den kann. Die Situation ist durch die 
Überbelegung der Einrichtung für 
Kolleginnen und Kollegen jedoch äu-
ßerst grenzwertig und es wird zuneh-
mend schwerer. Zurzeit sind schriftli-
che Arbeiten kaum noch möglich, 
weil zu viele Flüchtlinge dort sind 
und die ständige Präsenz in der Ein-
richtung gegeben sein muss. Für je-
den volljährigen Neuankömmling 
muss nach der Gesetzeslage (und dem 
Legalitätsprinzip) ein Strafverfahren 
nach dem Asylverfahrensgesetz ein-
geleitet werden. In der Diskussion um 
Lösungsansätze sollten Möglichkeiten 
geprüft werden, ob diese schriftlichen 
Arbeiten nicht auch von Tarifpersonal 
oder vorübergehend vom Außendienst 
befreiten Kolleginnen und Kollegen 
auch an anderer Stelle erledigt wer-
den könnten.

Was fehlt? 

Öfter einmal die Nachfrage, nicht 
nur wie es den Flüchtlingen geht, 
sondern auch, wie es dem Personal 
geht, die für die Flüchtlinge einge-
setzt sind, in dieser Situation.

Die zeitnahe Umsetzung von Hin-
weisen der Kolleginnen und Kolle-
gen, die dort zur Verbesserung der 
Bedingungen für alle Seiten arbeiten. 
In dieser Zeit muss es möglich sein, 
bisher langwierige, komplizierte und 
zeitaufwendige Verfahren „schlan-
ker“ zu bearbeiten und flexibel Ent-
scheidungen zu treffen, um die Situa-
tion vor Ort für alle schnell zu 
verbessern. 

Die schnellstmögliche Öffnung 
weiterer Erstaufnahmeeinrichtungen 
scheint dringend geboten. Die kalte 

Jahreszeit beginnt in wenigen Mona-
ten. Auf dem Gelände sind scheinbar 
fertig errichtete Gebäude zu sehen, 
die allerdings nicht genutzt werden. 
Die Gründe dazu sind uns nicht be-
kannt.

Weiter muss mit der wachsenden 
Anzahl der Flüchtlinge zeitgleich in 
den Erstaufnahmeeinrichtungen auch 
mehr polizeiliches Personal einge-
setzt werden und schnell reagiert 
werden können. Polizisten können 
aber nicht wie z. B. Wohncontainer 
bestellt werden. Sie müssen also aus 
dem Bestand der Landespolizei S-H 
genommen werden.

Die Folge 

Organisationseinheiten sind teils 
nicht mehr voll besetzt. Streifenwa-
gen werden abgezogen. Die reguläre 
Arbeit bleibt liegen, Schwerpunkte 
sind anders zu setzen. Etwas bleibt 
auf der Strecke. Aber das Alltagsge-
schäft nimmt darauf leider keine 
Rücksicht. Allein die PD Kiel regis-
triert im ersten Halbjahr 2015 jetzt 
bereits über 52 000 Einsatzstunden 
nur für Einsätze wie Demonstratio-
nen, Fußballveranstaltungen und vie-
les mehr. Im Juni war der bisher 
höchste Überstunden-Halbjahres-
stand mit 66 000 erreicht. Alle polizei-
lichen Aufgaben, die im Zusammen-
hang mit den Aufnahmeeinrichtungen 
für Flüchtlinge stehen, sind zusätzli-
che Aufgaben, für die zusätzliches 
Personal erforderlich ist. Die Will-
kommenskultur ist das eine, die not-
wendige polizeiliche Arbeit, die ent-
steht und die zu leisten ist, ist das 
andere. Oftmals offenbar übersehen. 
Wie viel Polizeibeamte insgesamt 
noch benötigt werden, kann heute 
nicht abschließend gesagt werden. 
Dass sie aber gebraucht werden, ist 
deutlich erkennbar. Die GdP in 
Schleswig-Holstein hatte immer wie-
der gefordert, dass neben der Bereit-
schaftspolizei in Eutin wieder eine 
zweite Einsatzhundertschaft (am 
Standort Kiel) eingerichtet wird, um 
größere Einsatzlagen in Schleswig-
Holstein bewältigen zu können. Die 
politische Entscheidung ging damals 
in eine andere Richtung. Jetzt hätte 
gerade für solche Einsatzlagen eine 
zweite Einsatzhundertschaft das not-
wendige Personal stellen können. 
Und auch auf die Kriminalität, die ge-
gebenenfalls im Umfeld von den Auf-
nahmeeinrichtungen aufwachsen 

könnte, muss sich die Polizei küm-
mern und personell gerüstet sein. Es 
darf nicht die Situation eintreten, dass 
wir insgesamt dem jetzigen Zuzug 
der Flüchtlinge hinterherlaufen, wie 
bereits in anderen Ländern (siehe die 
aktuelle Medienberichterstattung). 
Die Polizei muss vor die Lage kom-
men. Wenn ausreichend Personal vor 
Ort eingesetzt wird, die Koordinie-
rung der Aufgaben aus einer Hand, 
mit der nötigen Transparenz und In-
formation untereinander durchge-
führt wird, es schlanke Bearbeitungs-
zeiten und flexible Verwaltungswege 
gibt und von allen Beteiligten die nö-
tige Zusammenarbeit gepflegt wird, 
könnte die Mammutaufgabe gelin-
gen. Vorausgesetzt natürlich auch, 
dass die Rahmenbedingungen dafür 
erfüllt werden. Positiv wurde aufge-
nommen, dass sich der Ministerpräsi-
dent Albig und auch der Innenminis-
ter Studt direkt vor Ort informiert 
haben. 

Das reicht aber nicht! 

Die personelle Hinterlegung und 
Stärke in der Landespolizei Schles-
wig-Holstein wird von der Landesre-
gierung entschieden. Es ist aus unse-
rer Sicht an der Zeit, jetzt mit weiteren 
Einstellungen in die Landespolizei 
durch die zusätzlichen Aufgaben zu 
reagieren, auch wenn die ersten aus-
gebildeten Polizeibeamten erst in drei 
Jahren unsere Kolleginnen und Kol-
legen entlasten können. Wir werden 
uns weiter einsetzen für eine ange-
messene Arbeitssituation für die dort 
eingesetzten Kolleginnen und Kolle-
gen, die einhergeht mit einer men-
schengerechten und würdevollen Un-
terbringung der Flüchtlinge.

Eure GdP Kiel-Plön
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SENIOREN

Erneut ein seniorenpolitischer  
Volltreffer der GdP

Themen des neuen Erbrechts, des Verbraucherschutzes und der Entwicklung der  
Landespolizei bildeten Schwerpunkte des diesjährigen GdP-Seniorenseminars

Bad Malente – Vom 24. bis 26. August 
2015 fand das diesjährige GdP-Senio-
renseminar abermals in der Gustav-
Heinemann-Bildungsstätte in Bad Ma-
lente statt. Wie immer gab es ein breit 
gefächertes Themenangebot.

Unser GdP-Landesvorsitzender Man-
fred Börner ließ es sich selbstverständ-
lich nicht nehmen, den ersten Vormittag 
mit „seinen Senioren“ zu verbringen. 
Mit dem aus dem Geschäftsführenden 
GdP-Landesvorstand für Senioren zu-
ständigen Frank Poster berichtete er 
über die aktuelle Gewerkschaftsarbeit. 
Manfred machte keinen Hehl aus sei-
nem Unverständnis, dass  die Landesre-
gierung an der Absicht der Stellenein-
sparung bei der Polizei festhält, obwohl 
die „Auftragsbücher der Polizei mehr 
als voll sind“ und immer mehr Aufga-
ben auf sie zukommt.

Hervorzuheben waren außerdem die 
erfolgreiche Tarifrunde in Verbindung 
mit der Übertragung der Ergebnisse auf 
den Beamten- und Versorgungsbereich. 
Noch vor einem Jahr hatte der Landes-
seniorenvorsitzende Frank Poster der 
GdP genau dieses Ergebnis ins Auf-
tragsbuch geschrieben. Wenn auch 
noch sehr verbesserungswürdig, so 
stellte Manfred heraus, dass die Initiati-
ven der GdP in Sachen Beihilfebearbei-
tungszeiten im Finanzausschuss des 
Landtages und im Finanzverwaltungs-
amt nachhaltig angekommen waren.

Im Vorweg hatte der Landessenioren-
vorstand weitere Themen für das Semi-
nar erarbeitet. Der Deutsche Sparkas-
sen- und Giroverband vermittelte Herrn 

Rechtsanwalt Thomas Menzel aus Bad 
Malente – ein Glücksgriff. Rechtsanwalt 
Menzel referierte unter der Überschrift 
„Erben und Vererben“ vor dem Hinter-
grund der seit dem 17. August 2015 gel-
tenden Europäischen Erbrechtsverord-
nung derart kompetent und detailliert, 
dass keine Frage offenblieb.

Zu einem weiteren Referat war der 
Antikorruptionsbeauftragte des Landes 
Schleswig-Holstein, der LKA-Direktor  
a. D. Hans-Werner Rogge, unser Gast. 
Hans-Werner Rogge hatte am 1. August 
2014 in dieser Funktion unseren Kollegen 
und ehemaligen Landespolizeidirektor 
Wolfgang Pistol beerbt. Ein absolut inter-
essantes und spannendes Thema. Ein gu-
tes Signal, dass sich unsere „obersten 
Polizeiführer“ im Ruhestand für dieses 
Ehrenamt zur Verfügung stellen.

Bei Sonnenschein begann dann der 
zweite Seminartag. Die Geschichte 
Schleswig-Holsteins zwischen dem 
Deutschen Reich und Dänemark, in der 
Folge auch die Rolle des Nationalsozia-
lismus in der Zeit, die Erhebung in 1848 
und die Entwicklung zwischen Deutsch-
land und Dänemark bis heute waren 
dann in einem fesselnden Referat dem 
Leiter der Gustav-Heinemann-Bildungs-
stätte, Herrn Dr. Hauke Petersen, vorbe-
halten. Das Schleswig-Holstein-Lied be-
kam dank Dr. Petersen eine ganz neue 
Bedeutung. Mit einem weiteren interes-
santen Thema war Herr Rechtsanwalt 
Thomas Menzel abermals unser Gast. 
„Verbraucherschutz“ hatten wir es ein-
fach überschrieben. Dazu gehören u. a. 
das Wettbewerbs-, Gewährleistungs-, 

sowie das Bürger-
liche Recht. Ver-
ständlich wurde, 
dass die Materie 
i n s b e s o n d e r e 
durch geltendes 
EU-Recht sehr 
kompliziert gewor-
den ist. Rücksen-
derechte und Wi-
derrufsrechte wur-
den für die meisten 
Seminarteilneh-
mer deutlicher. 
Das Verbraucher-

kreditrecht ist zu-
mindest seitdem ein Thema, dem man 
sich im Fall der Betroffenheit unbedingt 
nähern muss.

Wer interessiert und neugierig auf 
diese oder ähnliche Themen ist, sollte 
sich unbedingt für die Teilnahme am 
Seniorenseminar 2016 bewerben, so-
bald es ausgeschrieben ist. Es findet vo-
raussichtlich vom 8. bis 10. August 2016 
statt.

Das Bildungsangebot der GdP bleibt 
ein wichtiges Element der Mitglieder-
betreuung, Dazu gehört auch das le-
benslange Lernen – also auch für die 
GdP-Seniorinnen und -senioren.

Zu den umfassenden Seminarinhal-
ten gehört auch ein externer, landes-
kundlicher Seminarteil: Am Nachmittag 
des zweiten Tages stand eine Bootsfahrt 
auf dem Kellersee auf dem Programm; 
das Wetter hätte ein wenig besser sein 
können. Dennoch war die Fahrt ein klei-
ner Höhepunkt.

Der herrliche Tag klang dann als Grill-
abend harmonisch aus. Dazu war der 
gut bekannte Werner Japp mit „Pütt un 
Pann“ aus der Eutiner Polizeikantine 
angereist.

Der Landesgeschäftsführer der GdP 
Kalle Rehr war wiederum am letzten 
Tag unser Gast. Ihn muss man wirklich 
nicht vorstellen. Kalle rundete das Semi-
nar aus GdP-Sicht ab, berichtete aber 
auch als Geschäftsführer des Sozial-
werks der GdP über dessen Vorzüge. 
Insbesondere beschrieben Kalle und 
Frank Poster die neuntägige Senioren-

Die Teilnehmer des Seniorenseminars

Fortsetzung auf Seite 7
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reise 2016 nach Italien. Vom 13. bis 22. 
Mai 2016 heißt es „Rom und Golf von 
Neapel ...“ Zum achten Mal unterneh-
men GdP-Senioren aus Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein, bisher mit gro-
ßem Erfolg, eine Erlebnisreise. Dann 
kam er: Der Leiter der Polizeiabteilung, 

Fortsetzung von Seite 6 Ministerialdirigent und Kollege Jörg 
Muhlack. Ein Wunschreferent seit eini-
gen Jahren. Die Polizei kennen GdP-
Senioren fast nur noch aus „Gewerk-
schaftssicht“. Deshalb wollten wir gern 
einmal die Entwicklung der Landespoli-
zei aus Sicht der Landesverwaltung er-
fahren. Der Stolz über eine funktionie-
rende Landespolizei war bei Muhlack 

nicht zu überhören. Auch die neuen 
Aufgaben in der Flüchtlingspolitik the-
matisierte er. Ein wirklich aufschlussrei-
cher Blick von „A bis Z“ auf unsere Po-
lizei. bschließend kann durchweg wie-
der ein dickes Lob an die vielen fleißi-
gen Hände und an die Verwaltung der 
Gustav-Heinemann-Bildungsstätte ge-
richtet werden. Frank Poster
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Und was sonst noch so war ...
25. August 
„Begegnungsforum“ an der Fach-

hochschule für Verwaltung und 
Dienstleistung (FHVD) in Altenholz. 
Die Gelegenheit für verschiedene 
Organisationen, sich den Studienan-
fängerinnen und Studienanfängern 
zu präsentieren. Die GdP ist mit 
Manfred Börner, Uwe Weßler, Nina 
Tiesch, Sven Rosenburg, Jan 
Schmidt, Axel Dunst, Swantje Stieh 
und Nicole Jelinsky vertreten. Zu 
Beginn wird der neue GdP-Image-
film gezeigt und erhält gute Kritiken. 
Die gut viereinhalb Minuten sind 
eine gute Visitenkarte des GdP-Lan-
desbezirks. Am Stand der GdP wer-
den viele Fragen gestellt und beant-
wortet. Allein an diesem Tag gibt es 
über 50 Eintritte. 

27. August 
Neue Sätze bei den Erschwerniszu-

lagen (DuZ). Der Stundensatz steigt 
von 3,15 € auf 3,21 €. 

Mehrarbeitsvergütung bis A 8 
von 13,72 € auf 13,98 €, A 9 bis  A 
12 von 18,83 € auf 19,19 € und A 13 
bis A 16 von 25,95 € auf 26,44 €. 
Zum 1. Januar ist eine abermalige 
Erhöhung vorgesehen – so der Ge-
setzentwurf zum Landeshaushalt 
2016. Dann werden 3,50 € pro Stun-
de gezahlt. 

28. August
Akute Pflege erfordert eine  

schnelle Organisation für den Pfle-
genden, aber auch für die berufstä-
tigen Angehörigen, um die notwen-

digen Organisationsschritte einzu-
leiten. Ab dem 1. Januar 2015 wird 
mit dem Gesetz zur besseren Ver-
einbarkeit von Familie, Pflege und 
Beruf – das entsprechende Ände-
rungen im Pflegezeitgesetz (Pfle-
geZG) und dem Familienpflege-
zeitgesetz (FPfZG) vorsieht – eine 
verbesserte rechtliche und finanzi-
elle Absicherung von diesen Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern bzw. Beschäftigten erreicht. 
Heute kommt eine neue Broschüre 
mit dem Paketdienst. Sie ist als 
Handreichung für die Tarifbeschäf-
tigten im Öffentlichen Dienst ge-
dacht. GdP-Mitglieder können sie 
kostenlos bei der GdP-Geschäfts-
stelle, E-Mail: Dorith.Schulz@gdp.de, 
abrufen. 

2. September 
Thomas Giebeler ist weg. Seinen 

eigenen „Abgang“ musste er aber 
nicht mehr in einer Pressemittei-
lung schreiben. Der langjährige 
Pressesprecher der Innenminister 
Bull, Wienholtz, Buß, Stegner, Hay, 
Schlie, Breitner und einige Monate 
auch Studt bat um eine andere Ver-
wendung im Haus. Im Pressekorps 
wurde seine Demission bedauert. 
Giebeler war dienstältester Minis-
teriumssprecher. Der studierte Poli-
tikwissenschaftler kam von einem 
Lokalblatt im Westfälischen an die 
Förde. Giebeler war Pressemann 
alter Schule, galt als intelligent und 
geistreich, sehr belesen und klug. 
Andreas Breitner attestierte ihm 
politische Erfahrung und völlige 
Uneitelkeit. Er sei, so Breitner, ein 
politisches und menschliches 

Schwergewicht. „Mit ihm verbin-
det mich eine freundschaftliche 
Kollegialität. Nach 25 Jahren Zu-
sammenarbeit fanden wir dann 
zum kollegialen ‚du’.“ 

31. August
„Traumberufe“ war das Thema 

an einer Grundschule im Kreis Se-
geberg. Neben Feuerwehrmann, 
Pferdewirtin und Tierarzt war na-
türlich der Polizist ganz vorne weg. 
Die Kinder beschäftigten sich spie-
lerisch und malerisch mit dem, was 
ein Polizist zu tun hat. Dabei half 
das Malbuch vom VDP „Strand 
und Meer“. Jedes Kind bekam ein 
Exemplar in die Hand und 
schwärmte, „wie spannend und 
aufregend es doch bei der Polizei 
sein muss“. 

Thomas Giebeler  Foto: Ulf Dahl, KN


